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>  Verbraucherinformationsgesetz (VIG)



  >	� Einleitung

EDEKA begrüßt das im Jahr 2008 verab-
schiedete Verbraucherinformationsgesetz 
(VIG) als Möglichkeit, den transparenten 
Informationsaustausch zwischen Verbrau-
chern, Behörden und Unternehmen wei-
ter auszubauen. Oberstes Ziel bei der nun 
anstehenden Überarbeitung des VIG soll-
ten eine zukünftig einheitliche Vollzugs- 
praxis sowie eine Steigerung seiner Ak-
zeptanz bei Unternehmen, Behörden und 
Verbrauchern sein. Im Zuge der Überar-
beitung müssen die Interessen und Erfah-
rungswerte aller betroffenen Akteure Ge-
hör finden.

  >	� Information als Service –  
EDEKA als kommunikativer 
Partner von Bürgern und Politik

EDEKA nimmt seine Verantwortung hin-
sichtlich einer glaubwürdigen und of-
fenen Kommunikationspolitik seit jeher 
sehr ernst. Ein anschauliches Beispiel 
dafür sind die zahlreichen Anfragen in 
den Märkten der EDEKA-Regionalgesell-
schaften oder in der EDEKA-Zentrale. Al-
lein im Jahr 2009 hat die EDEKA-Zen-
trale 57.363 individuelle Kundenanfragen 
beantwortet. Über die verschiedenen in 
der EDEKA-Zentrale und in den EDEKA- 
Regionalgesellschaften eingerichteten Te-
lefon-Hotlines haben sich über 150 000 

Kunden an uns gewandt. Dabei hat eine 
eigene Erhebung ergeben, dass pro Ver-
braucher, der sich telefonisch oder schrift-
lich an EDEKA wendet, weitere 99 hinzu 
gezählt werden müssen, die ihre viel-
fältigen Fragen zu einzelnen Produkten 
oder zur Ernährung im Ganzen direkt in 
den EDEKA-Märkten stellen. 

Das bedeutet, dass in der EDEKA-Gruppe 
jährlich über 15 Millionen Verbraucher im 
Rahmen des Kundenservices zeitnah 
sachlich fundierte Antworten durch Mitar-
beiter erhalten. Zum Vergleich: Auf Basis 
des VIG wurden im ersten Jahr nach In-
krafttreten bundesweit 487 Anfragen an 
die Behörden gestellt.

Gut geschulte Mitarbeiter sind ein wei-
teres Merkmal der EDEKA-Informa-
tionspolitik. Über den EDEKA-Ernäh-
rungsservice haben interessierte Bürger 
die Möglichkeit, mehr über gesunde und 
ausgewogene Lebensmittel zu erfahren. 
Über 1 800 professionell geschulte Mit-
arbeiter geben in den Märkten Auskunft. 
Außerdem können sich interessierte Ver-
braucher telefonisch über eine Hotline an 
ein Team, bestehend aus Ökotropholo-
gen und Diätassistenten, wenden. Damit 
stellt EDEKA den Verbrauchern ein inter-
aktives und effizientes Informationsinstru-
ment zur Verfügung, das dem Ziel einer 
kompetenten und verbrauchernahen Er-
nährungsaufklärung dient.
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  >	� EDEKA und das VIG –  
ein Erfahrungsbericht

In den zurück liegenden zwei Jahren 
wurde die EDEKA-Gruppe in zahlreichen 
VIG-Verfahren angehört. Diese Verfahren 
haben gezeigt, dass das VIG nicht nur 
für ein Mehr an Bürokratie sorgt, sondern 
auch erhebliche Probleme im täglichen 
Vollzug mit sich bringt.

Unterschiedliche Vollzugspraxen des 
VIG in den Bundesländern: Derzeit be-
steht keine Möglichkeit, Standardverfah-
ren zur Beantwortung von Anfragen zu 
entwickeln. Die Lebensmittelüberwachung 
ist Ländersache, so dass die Kommunika-
tion zwischen den jeweiligen Landes- und 
Veterinärämtern nach unterschiedlichen 
Verfahren abläuft. Für die EDEKA-Gruppe 
mit ihrer genossenschaftlichen Struktur 
bedeutet dies, dass sowohl die Kaufleute 
vor Ort als auch die sieben Regionalge-
sellschaften – die sich jeweils über meh-
rere Bundesländer erstrecken – mit vielen 
verschiedenen Ansprechpartnern kom-
munizieren und sich auf voneinander ab-
weichende Vollzugspraxen einstellen müs-
sen. Die Beantwortung der Anfragen kann 
sich dadurch erheblich verzögern. 

Unverhältnismäßig hoher Recherche-
aufwand für die Unternehmen:  Vor 
dem Hintergrund der enormen Daten-
sätze, die insbesondere Sammelanfra-
gen erfordern, sehen sich betroffene Un-
ternehmen mit unverhältnismäßig aufwän-
digen Recherchearbeiten konfrontiert. Für 
die Beantwortung von VIG-Anfragen sind 
oft Landesämter zuständig, denen je-
doch nur einzelne Untersuchungsergeb-
nisse, nicht aber die vollständigen Infor-
mationen über den Ausgang des Verfah-
rens, vorliegen. In solchen Fällen müssen 

die betroffenen Unternehmen – binnen 
der Anhörungsfrist von vier Wochen – 
ihre betriebsinternen Daten mit den Er-
gebnissen der für den lebensmittelrecht-
lichen Vollzug zuständigen Ämtern ab-
gleichen. Ansonsten veröffentlichen die 
Landesämter Daten ohne Rücksicht da-
rauf, ob die zuständigen Behörden z.B. 
tatsächlich Hygieneverstöße nachweisen 
konnten oder ob sich ein Anfangsver-
dacht überhaupt bestätigt hat.

Missbrauch des VIG für Sammelan-
fragen: Das VIG darf nicht für Ausfor-
schungs- und Rundum-Anträge ohne 
Konkretisierung oder Eingrenzung auf ei-
nen bestimmten Sachverhalt missbraucht 
werden. In einer Anfrage an EDEKA 
wurde z.B. Auskunft darüber verlangt, wie 
viele Proben von Fleischerzeugnissen aus 
den Jahren 2006 und 2007 in ganz Nie-
dersachsen als „gesundheitsschädlich“ 
eingestuft wurden. In einer anderen An-
frage wurde die zuständige Behörde auf-
gefordert, bekannt zu geben, bei wie vielen 
Untersuchungen von Obst und Gemüse 
in den letzten drei Jahren die Höchstmen-
gen für Rückständen von Pflanzenschutz-
mitteln überschritten wurden. Die genaue 
Bezeichnung der beanstandeten Lebens-
mittel, die Gründe der Beanstandungen 
sowie die Namen und Adressen der Her-
steller sollten bei beiden Anfragen eben-
falls offenbart werden. Für Verbraucher, 
die Zielgruppe des VIG, wird aus solchen 
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Sammelanfragen kein Mehrwert generiert. 
Gerade bei auf verschiedenen Feldern an-
gebauten Produkten (Obst und Gemüse) 
und bei täglich frisch zubereiteten Pro-
dukten (Hackfleisch) kann von einer ein-
zelnen Probenziehung nicht auf die Ge-
samtqualität des Händlers geschlossen 
werden. Es entsteht der Eindruck, dass 
die angefragten Daten lediglich zur me-
dialen Weiterverbreitung genutzt werden 
sollen. Solche Anfragen bewirken zuneh-
mend eine Nicht-Akzeptanz des VIG, da 
weder Behörden noch Unternehmen den 
Sinn und Zweck der Anfragen nachvollzie-
hen können. Sie werden über Gebühr mit 
Aufwand und Kosten belastet.

Juristische Probleme im Zuge von VIG-
Verfahren: Auch die Rechtsstreitigkeiten 
über die Rechtmäßigkeit einer beabsichti-
gten Auskunftserteilung offenbaren gravie-
rende Mängel. Wird der VIG-Antragsteller 
vom Gericht „notwendig beigeladen“, so 
erfährt er im Prozess bereits die Namen  
der betroffenen Unternehmen und gewinnt  
möglicherweise weitere Informationen zu 
seinem noch nicht beschiedenen Antrag. 
Dabei ist zu diesem Zeitpunkt noch gar 
nicht rechtskräftig festgestellt, ob die Be-
hörde das betroffene Unternehmen und 
weitere Informationen überhaupt bekannt 
geben darf.

  >	� Vorschläge zur Verbesserung 
des VIG 

Keine Sammelauskünfte: Es muss si-
chergestellt werden, dass das VIG aus-
schließlich für Verbraucheranfragen ge-
nutzt und nicht als Einfallstor für Sam-
melanfragen missbraucht wird. Zugleich 
müssen Einzelpersonen, die Informatio-
nen beziehen möchten, offen legen, ob sie 
aus privatem Interesse oder im Auftrage 
Dritter agieren. Das Informationsbedürf-
nis von Medien und NGOs könnte auch 
dadurch befriedigt werden, dass Auswer-
tungen amtlicher Untersuchungsergeb-
nisse anonymisiert veröffentlicht werden. 

Abgrenzung des VIG zu § 40 LFGB: Wir 
unterstützen den Bericht der Bundesre-
gierung zur Evaluation des VIG und for-
dern eine Systematisierung und Abstim-
mung der Informationserteilung gemäß  
§ 5 VIG mit den Anforderungen des § 40 
des Lebensmittel- und Futtermittel-Ge-
setzbuches (LFGB) bei „Gefahr im Verzug“. 
Das VIG ist nicht als öffentliches Informa-
tionsinstrument im Falle akuter gesund-
heitlicher Gefahren konzipiert worden. 

Harmonisierung der VIG-Anwendungs-
praxis: Die Vollzugspraxis des VIG muss 
zwischen den Bundesländern harmonisiert 
werden, um den betroffenen Unternehmen 
die Möglichkeit zu geben, sich auf die An-
forderungen des VIG einzustellen. Isolierte 
Aktionen, wie z.B. die Einführung von 
sog. Smiley-Systemen oder Pestizidlisten 
einzelner Bundesländer, lehnen wir ab.

Schutz sensibler Betriebsdaten not-
wendig: Auch wenn ein berechtigtes In-
teresse der Öffentlichkeit an bestimmten 
Informationen vorliegen kann und EDEKA 
sich zu einer offenen Kommunikationspo-
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litik bekennt, so muss der Gesetzgeber 
sicherstellen, dass ein Missbrauch der 
Auskunftserteilung ausgeschlossen wird 
und Unternehmen keine wettbewerbs-
rechtlichen Nachteile entstehen. 

�Keine Direktauskunftspflichten von Un-
ternehmen: Die im Zuge des Evaluations-
berichtes erstellten Studien konstatieren, 
dass keine im Ausland bestehende und 
dem VIG ähnliche Rechtsordnung direkte 
Unternehmensauskunftspflichten gegen-
über Bürgern kennt. Eine solche Aus-
kunftspflicht würde bei Sammelanfragen 
– sowie bei Rechtsstreitigkeiten über den 
gebotenen Umfang der Auskunft – vor-
aussichtlich zu einer enormen Zusatzbe-
lastung seitens der Unternehmen führen. 
Zudem dürften viele direkte Anfragen den 
Bereich der Betriebsgeheimnisse berühren.

Keine vorschnelle Veröffentlichung von 
Informationen: Im Zuge laufender Verwal-
tungsverfahren dürfen keine Auskünfte an 
die Öffentlichkeit weiter gegeben werden. 
Eine Auskunftserteilung kann nur nach ab-
geschlossenem Verfahren erfolgen. Eine 
etwaige Veröffentlichung von Informati-
onen vor Abschluss des Verwaltungsver-
fahrens durch den (dem Prozess beige-
ladenen) Antragsteller führt u. U. zu einer 
Verunsicherung oder Falschinformation 
der Verbraucher, schädigt Unternehmen 
und ist zudem nicht gesetzeskonform.

Verfahrungsrechte beachten: Um ein for-
melles Verfahren zu gewährleisten, muss 
das grundgesetzlich geschützte Recht 
auf Anhörungen und Stellungnahmen vor 
jeder VIG-Auskunft eingehalten werden. 
Dies dient auch einer verbesserten Ak-
zeptanz des VIG als „fairem Gesetz“ und 
verhindert, dass das VIG als „vorschnelle 
Anklage“ wahrgenommen wird.

�Stufenverantwortung garantieren: Han-
delsunternehmen können nicht für sol-
che Umstände zur Verantwortung ge-
zogen werden, die nicht in ihrem Ge-
schäfts- bzw. Einflussbereich liegen. 
Verantwortlich für Produkte ist derjenige, 
der sie auf den Markt bringt. Daher ist es – 
auch, um die Kohärenz mit dem EU- 
Gemeinschaftsrecht zu gewährleisten – 
notwendig, im Falle von Auskünften auf 
Basis des VIG die Stufenverantwortung 
zu wahren und bei einem beanstandeten 
Industrieprodukt den Hersteller, nicht aber 
den Händler, zu nennen. 

Verantwortung der Behörden: Die Behör-
den müssen die inhaltliche Richtigkeit der 
selbst erstellten Daten gewährleisten und 
dafür auch haftbar gemacht werden kön-
nen, da Unternehmen im Falle fehlerhaf- 
ter Informationen einen massiven Image- 
und Umsatzschaden nehmen könnten.

EDEKA geht es bei der Überarbeitung 
des VIGs um die Vermeidung überflüs-
siger Bürokratie sowie zweifelhafter 
Anfrage- und problematischer Verfah-
renspraktiken. Hingegen ist ein durch-
dachter und sinnvoller Informationsaus-
tausch zwischen Handel, Herstellern 
und Verbrauchern von zentralem Inte-
resse für die EDEKA-Gruppe. Vor diesem 
Hintergrund werden wir uns in die Debatte 
zur VIG-Reform konstruktiv einbringen.
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	 EDEKA im Profil
Die genossenschaftlich organisierte und 
mittelständisch geprägte EDEKA-Gruppe 
ist mit einem Umsatz von 42,1 Mrd. Euro 
(2009) und rund 12 000 Märkten Deutsch-
lands führender Lebensmittelhändler. 
Kerngeschäftsfelder sind das von selbst-
ständigen EDEKA-Kaufleuten geführte Voll-
sortimentsgeschäft sowie das Discount-
Segment. Insgesamt beschäftigt die Unter-
nehmensgruppe 290 000 Mitarbeiter.
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